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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 

Betr.: Truppenübungsplatz Munster-Nord 
Bezug: Kleine Anfrage 121 der Fraktion der DP 
- Drucksache 923 - 


Die in der Kleinen Anfrage gestellten Fragen beantworte ich im 

Einvernehmen mit dem Herrn Bundesminister der Finanzen wie folgt: 

1. Bereits seit Mitte des Jahres 1951 hat die Dienststelle Blank im 
Einvernehmen mit der Niedersächsischen Landesregierung den 
'Wunsch, durch eine Ausnutzung der Übungsplätze Munster-Nord 
und -Süd für Panzerfahrübungen eine Freigabe der mit Manöver- 
rechten belegten Übungsgebiete Soltau-Lüneburg zu erreichen, 
wiederholt mündlich und schriftlich an die Britische Hohe 
Kommission herangetragen. Die britische Seite, die zunächst den 
deutschen Anregungen folgend, die Artillerie-Schießübungen nadi 
Bergen verlegte, um den Platz Munster-Nord für Panzerfahr- 
übungen freizustellen, hat im März 1952 mitgeteilt, daß der 
Platz, da nodi kampfstoffvergiftet, im Laufe dieses Jahres nicht 
mehr durch britische Truppen benutzt werde. Es werde jedoch 
weiterhin versucht werden, im Interesse einer Entlastung der mit 
Manöverrechten belegten Gebiete den Platz Munster-Nord zu 
verwenden. Einen erneuten Vorschlag auf Verwendung von 
Munster-Nord für Panzerfahrübungen, der im Juni 1952 der 
Britischen Hohen Kommission unterbreitet wurde, hat diese mit 
der Begründung abgelehnt, daß der britische Oberkommandierende 
im Hinblick auf die immer noch starke Kampfstoffvergiftung 
des Platzes nidil bereit sei, seine Benutzung durch britische Truppen 
zu gestatten. Diese Auffassung stützt sich auf ein von britischen 
Kampfstoffsachverständigen im Frühjahr 1952 erstattetes Gut- 
achten, wonach der Platz sowohl an der Erdoberfläche als auch 
unter der Erdoberfläche kampfstoffvergiftet sowie durch die im 
Boden befindlichen, der Korrosion ausgesetzten, kampfstoffge- 
füllten Behälter gefährdet sei. 
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Diese britische Auffassung von der Gefährlichkeit des Platzes 
hat sich bis heute nicht geändert. 

Anträge auf eine Ausweitung des Panzerfahrübungsgeländes auf 
privaten Grund und Boden sind bisher von britischer Seite nicht 
gestellt. Dahingehenden Forderungen würde die Bundesregierung 
ihre Zustimmung versagen. 

Die Bundesregierung wird Forderungen der Alliierten auf Übungs- 
platzerweiterung eingehend auf ihre militärische Notwendigkeit 
hin überprüfen. Sie wird sich aber unbedingt notwendigen Er- 
weiterungsforderungen dann nicht verschließen können, wenn 
dadurch eine nachteiligere Landinanspruchnahme an anderer Stelle 
abgewendet werden kann. 

2. Der Bundesregierung ist bekannt, daß bis März 1952 die britischen 
Truppen bereit waren, den Truppenübungsplatz Munster-Nord 
nach durchgeführter forstlicher Auflockerung (Panzerschneisen 
und Kahlschläge) als Panzerfahrgelände in Anspruch zu nehmen. 
Diese Bereitschaft wurde von britischer Seite jedoch aus den 
unter Nr. l auf geführten Gründen auf gegeben. 

3. Die Verwendung des Truppenübungsplatzes Munster-Nord als 
Panzerfahrgelände wurde lediglich von britischer Seite abgelehnt, 
weil der britische Ober kommandier ende den Platz wegen seiner 
Gefährdung durch Kampfstoffe für Panzerfahrübungen nicht 
geeignet hält. Der Bundesregierung ist auch nicht bekannt, daß 
ein bereits 1952 vorgelegter Plan über die Benutzung des 
Truppenübungsplatzes Munster-Nord als Panzerfahrgelände von 
einer deutschen Dienststelle wegen angeblich zu hoher Kosten 
für den „Besatzungshaushalt” verworfen wurde, zumal die 
Besatzungsmächte über den Besatzungskosten- und Auftragsaus- 
gabenhaushalt selbst verfügen. 

4. Der Bundesregierung ist nicht bekannt, daß die britische Truppen- 
führung im Bereiche des Truppenübungsplatzes Munster-Nord 
bereit war, die gas verdächtigen Räume durch Einzäunung ab- 
zugrenzen, um damit die Gefährdung ihrer übenden Verbände 
auszuschließcn. Der britische Oberkommandierende hält den 
ganzen Platz für Truppenübungen wegen seiner Kampfstoff- 
gefährlichkeit für ungeeignet, 

5. Seit 1952 sind in den mit Manöverrcchten belegten Gebieten 
des Regierungsbezirks Lüneburg Schäden und Erfordernisse an 
Aufwendungen für einen verstärkten Ausbau von Straßen in 
etwa folgender Gesapithöhc festgcstellt worden: 

Jahr a) Flurschäden b) Forstschäden c) Aufwendungen zur 

Beseitigung von 
Schäden an Straßen 
sowie für deren 
verstärkten Ausbau 

1952 1,5 Mio 

1953 1,0 Mio 

1954 0,75 Mio 

soweit bisher feststellbar 


0,7 Mio 
0,53 Mio 
0,4 Mio 


2,1 Mio 
2,17 Mio 
7,65 Mio 



Auf die betroffenen Landkreise Soltau, Harburg und Lüneburg 
verteilen sich die Beträge etwa wie folgt: 

Flurschäden: Soltau 70 v.H., Harburg und Lüneburg je 15 v.H. 
Forstschäden: Soltau 75 v.H., Harburg und Lüneburg je 12,5 v.H, 

Die Schäden an Straßen sind in der Hauptsache im Landkreis 
Soltau, zu einem weiteren Teile im Landkreis Harburg einge- 
treten; die Straßensdiäden im Landkreis Lüneburg sind im 
Verhältnis hierzu gering. 

Während sich danach die Schäden an Fluren (Spalte a) und For- 
sten (Spalte b) seit 1952 etwa auf die Hälfte vermindert haben, 
ist bei den Aufwendungen in Spalte c ein erhebliches Anwach- 
sen festzustellen. Diese Aufwendungen enthalten aber, wie erwähnt, 
namhafte Beträge, die sowohl von der britischen Besatzungsmacht 
aus dem Alliierten Besatzungskosten- und Auftragsausgabenhaus- 
halt (2,12 Mio), als auch aus dem allgemeinen Bundeshaushalt 
(Vertcidigungsfolgekostenhaushalt) für einen verstärkten, zum 
Teil panzerfesten Ausbau der Straßen zur Verfügung gestellt 
worden sind. 

6. Der Artikel in der Wochenzeitung „Die Zeit”, Ausgabe Nr. 41 
vom 14. Oktober 1954, ist der Bundesregierung bekannt. Der 
Vorwurf, der hier erhoben wird, daß nur aus jagdliciien Gründen 
die Inanspruchnahme des Truppenübungsplatzes Munster-Nord 
als Panzerfahrgelände unterblieben sei, trifft nicht zu. Im übrigen 
wird auf die Ausführungen zu Nr. 1 Bezug genommen. 

7. Der Bundesregierung ist nicht bekannt, daß vorwiegend Ange- 
hörige deutscher Dienststellen im Bereidi des Truppenübungs- 
platzes Munster-Nord als Jagdgästc die Jagd ausüben. Bekannt 
ist dagegen, daß in den letzten drei Jahren lediglich in zwei 
Fällen je ein Angehöriger einer deutschen Bundes- und einer 
Landesdienststelle einmalig als Jagdgäste ein geladen waren. 
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